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SuedLink 



SuedLink sichert die Versorgung.  

Flexibel und verlässlich. 

4 GW 

700 km 

10 Mio. 

Haushalte 

Brunsbüttel 

Wilster 

Grafenrheinfeld 

Großgartach § 
Gesetz(t) 



Technologie im Einklang 

mit Mensch und Natur 

Mutterboden 

        

Unterboden 

        

• Kunststoffisoliertes Kabel 

• Regelbauweise offener Graben 



• Geschlossene Bauweise 

möglich/wird mitbetrachtet 

• Bei Kreuzung mit Wasserwegen, 

Schiene, Straße usw. 

• Aber auch bei sensiblen 

Bereichen 

• Sonderbauwerk Elbtunnel 
Geschlossene Bauweise 

bei Querungen 



Bodenschutz ist in allen Projektphasen relevant 

Vorsorgend: 
Bodenschutz 
bei der Korridor- und 
Trassenplanung sowie der 
Bauvorbereitung 

Baubegleitend: 
Bodenschutz beim Bau 
 

Nachsorgend: 
Bodenschutz während der 
Rekultivierung 



Korridor- und Trassenplanung: Bodenschutz ist Teil 

der Planung 

Raumordnungsverfahren/Bundesfachplanung: 
• Erfassung und Bewertung der Böden hinsichtlich 

ihrer Schutzwürdigkeit und Empfindlichkeit 
 

Planfeststellungsverfahren:  
• Festlegung des grundstücksgenauen Verlaufs unter 

Berücksichtigung des Bodens 
• Festlegung von Vermeidungs- und 

Minderungsmaßnahmen sowie 
naturschutzfachlicher Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen wo erforderlich 

 



Auswirkungen unterirdischer 

Infrastruktur 



Beginn formales 

Genehmigungsverfahren: 

Bundesfachplanung 



Antragskonferenzen 

durch Bundesnetzagentur 



Prüfauftrag der 

Bundesnetzagentur 





Korridorvorschlag im 

Landkreis Peine 





2018 
Erstellung 

Bundesfachplanung 

 

Hinweis: 

Infomarkt: 

24. Mai 2018 

16:00 bis 20:00 Uhr 

Forum Peine 

 

Ende 2018 

Einreichung 

vollständige Bundes- 

fachplanungsunterlag

en 

2020/21  
Abschluss 

Genehmigungs- 

verfahren 

Bis 2025  
Bau und 

Inbetriebnahme 

 

Der weitere Weg 



Gemeinsame Aufgabe. 

Gemeinsam im Dialog. 

TenneT TSO GmbH 

Bernecker Straße 70 

95448 Bayreuth 

 

 

T +49 921 507 40 5000 

suedlink@tennet.eu 

www.tennet.eu 

Transnet BW GmbH 

Pariser Platz 

Osloer Straße 15-17 

70173 Stuttgart 

 

T +49 711 21858 0 

info@transnetbw.de 

www.transnetbw.de 



Entschädigung landwirtschaftlich genutzter Flächen (ohne Forst) 

Grundsatz: 
 

Den betroffenen Eigentümern und Bewirtschaftern sollen durch den Bau und Betrieb der Leitung 
keine Vermögenseinbußen entstehen. Entstandene Vermögenseinbußen werden durch 
Entschädigungszahlungen ausgeglichen. 

• Aufwandsentschädigungen  

• Entschädigung von Wirtschaftserschwernissen  

• Flurschadensregulierung 

Komponenten: 

• Entschädigung des Eigentümers für beschränkt persönliche Dienstbarkeit 

• Beschleunigungszuschlag 



 Entschädigung landwirtschaftlich genutzter Flächen * 

* 

Entschädigung:   

• 20 – 30 % des Verkehrswerts  für Schutzstreifenfläche 

Beschleunigungszuschlag:   

• 30 Cent/m2    bei Eintragung der Dienstbarkeit innerhalb von 8 Wochen nach Erhalt der Unterlagen (nur 

  vor Planfeststellungsbeschluss und maximal 50 % des Verkehrswerts) 

Aufwandsentschädigung: 

• 100 €   für Notargang 

 derzeitige Praxis bei TenneT, basierend auf 

Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) (Frontier Economics und White & Case: 

Entschädigung von Grundstückseigentümern und Nutzern beim Stromnetzausbau – Eine Bestandsaufnahme Oktober 2016) 

Komponenten: 

Grundsatz: 

Einmalige Entschädigungen der Eigentümer zum Ausgleich von Rechtsverlust und 
Nutzungseinschränkung. 



Entschädigung forstwirtschaftlich genutzter Flächen 

06.03.
2018 

18 

Grundsatz: 
Entstandene Vermögenseinbußen werden durch Entschädigungszahlungen ausgeglichen. 
Bestandswertermittlung über öffentlich bestellten und vereidigten Gutachter. 

Komponenten: 

• Bruttobodenrente (Nutzungsbeschränkung/keine Wiederaufforstung) 

• Entschädigung für die Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch  

• Entschädigung der Hiebsunreife  (Alterswert (Umtriebsalter) -  Abtriebswert  = Hiebsunreife) 

• Entschädigung unwirtschaftlicher Restflächen 

• Entschädigung von mögl. Randschäden an der Leitungsschneise (Sonnenbrand und 

Windwurf/Windbruch) 

 



Flurschadensregulierung Landwirtschaft * 

 

• Im Baujahr werden die Aufwuchsschäden zu 100% einer Ernte ersetzt, falls sich die 
Bauzeit über mehrere Ernten hinzieht oder eine Rekultivierungsmaßnahme erforderlich 
ist, auch mehrfach. 

• Folgeschäden für die drei Folgejahre nach dem Bau können pauschal mit 100% (50 - 30 
- 20 Regel) einer Ernte abgegolten werden (im Falle keiner Rekultivierung). 

• Spätschäden werden ersetzt. 

• Fachliche Begleitung 

• …. 

Grundlage: 

Tabellen für Flur- und Aufwuchsschäden (basierend auf den Schätzungsrichtlinien der 

Bauernverbände / Landvölker)   -   bei Dissens gutachterliche Bewertung. 

* derzeitige Praxis bei TenneT 

Grundsatz: 
Alle verursachten Schäden werden ersetzt. 

Komponenten: 



Klimaschutzagentur  

Hildesheim-Peine gGmbH 

Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim 

Werderstraße 28, 31224 Peine 

info@ksa-hildesheim-peine.de 

www.ksa-hildesheim-peine.de 

Klimaschutzagentur 

Hildesheim-Peine gGmbH 

Ein kurzer Überblick 

 

06.03.2018 



Die Klimaschutzagentur stellt sich vor 

Struktur der Gesellschafter 

 Die Landkreise Hildesheim und  

Peine wurden mit der Gründung einer 

gemeinsamen, gemeinnützigen 

Klimaschutzagentur am 08.07.2015 Partner 

im Klimaschutz 

 Ihr Ziel: Bündelung der Kräfte und 

Ressourcen bei der Umsetzung der beiden 

Integrierten Klimaschutzkonzepte 

 

 



Hauptsitz der Klimaschutzagentur  

im Kreishaus Hildesheim, 

Gebäude Kaiserstraße 15 

 

 

            

                   neue Anlaufstelle in der  

           Stadt Peine, Werderstraße 28 

         

Die Klimaschutzagentur stellt sich vor 

Hier finden Sie uns… 



Organe und Gremien 

Klimaschutzbeirat 
 

offenes Fachgremium mit 
beratender Funktion 

(Kommunen, wissenschaftl. 
Einrichtungen, E-Versorger, 
Netzbetreiber, Kreditinst., 

Kammern, Verbände 

Gesellschafterrat 
- 

Vertreter der politischen 
Parteien aus beiden 

Landkreisen  

Förderverein  
- 

Finanzielle Unterstützung 
der Projektumsetzung 

Gesellschafterver-
sammlung 

- 

Vertreter der Gesellschafter 
(Landkreis Peine & Landkreis 

Hildesheim) 



Das aktuelle Team  

   Martin Komander                    Alina Fischbeck                        Julia Pesch 

   Geschäftsführer       Klimaschutzmanagerin          Klimaschutzmanagerin 



 Übernahme und Fortführung der Projekte aus  

den Integrierten Klimaschutzkonzepten der Landkreise   

 Neutrale Beratung der regionalen Bevölkerung, der regionalen  

Wirtschaft und der kommunalen Körperschaften  

 Bewusstsein für klimaschützendes Handeln stärken 

 Regionale Klimaschutzaktivitäten bündeln  

 etablierte Strukturen vernetzen und unterstützen 

 Klimaschutz als Wachstumsmotor in der Region   

Die Klimaschutzagentur stellt sich vor 

Unsere Aufgaben 



 Energieeffiziente Wohngebäude 

 Mobilität 

 Verbraucherverhalten – Nachhaltiger Konsum  

 Landkreisverwaltung als Vorbild 

 Bildung, Jugend und Schulen 

 Ressourcenschonung & Energieeffizienz für Privatpersonen & Unternehmen 

 Unterstützung der Erneuerbaren Energien 

 Aufbau eines Klimaschutznetzwerks 

Unsere Handlungsfelder 



Klimaschutzagentur  

Hildesheim-Peine gGmbH 

Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim 

Werderstraße 28, 31224 Peine 

info@ksa-hildesheim-peine.de 

www.ksa-hildesheim-peine.de 

Projekte und Angebote 



 

 

Kooperation mit der 

Verbraucherzentrale Nds. 

 

Gemeinsames Energieberatungsangebot: 

 vorhandene Angebote verstärken! 

Klimaschutzagentur bietet kostenfreie Beratungen 



Beratungsangebot  

clever heizen! 2018 

• Kostenlose, unabhängige Beratung 

 für Privathaushalte 

 

• In Kooperation mit der KEAN 

 

• durchgeführt von Energieberatern 

 aus der Region 
 



Kostenlose Heizungsberatung  

noch bis zum 30.04.2018 

 

Anmeldung unter: 

•  www.ksa-hildesheim-peine.de 

•  info@ksa-hildesheim-peine.de 

•  05121 - 309 2777 



Heizspiegel 2017 

Gemeinsamer 
Heizspiegel  

für die Landkreise  

Hildesheim und Peine 



Beratungsangebot  

Solar-Check PLUS 

In Kooperation mit  der 

KEAN und der 

Verbraucherzentrale Nds. 

Neues Konzept 

 – in Planung 



Unterstützung des Stromspar-

Checks der Caritas 



Unterstützung von 

Klimaschutz-Modellprojekten 

„Integriertes Quartierskonzept“  

für die Ortschaft Duingen 



Verleihung der  

Grünen Hausnummer 

Ergebnis 2016: 14 Verleihungen (1.+2. Platz bei nds. Preisverleihung) 

 

Ergebnis 2017: 8 Verleihungen (2. Platz bei nds. Preisverleihung) 



Umweltbildung: Schulprojekt 

„Planet PE – Die Klimaretter“ 



Impulsberatung für KMU zu 

„Material- und Energieeffizienz“ 

In Kooperation mit:   

 

 

    
   

– verlängert bis Ende 2018 



Thermografie-Spaziergänge 

In Kooperation mit:   

 

 

         …und weiteren Partnern 



Angebote für Kommunen 

 

• In Kooperation mit der  
Verbraucherzentrale Nds. und  
der Kommune vor Ort  

• Infoveranstaltung für ihre Bürgerinnen 

 und Bürger  



Klimafasten 2018 – 

nachhaltiger Konsum 

 

„Klimafasten“ – unsere aktuelle 
Kampagne rund um das Thema 
Klimaschutz im Alltag 

 

Tipps, Informationen, Selbstversuche, 
Veranstaltungshinweise und 
Gewinnspiele 

Themen: Energie, Mobilität, Ernährung, 
Konsum und Abfallvermeidung 



Öffentlichkeitsarbeit 

Informationsstände bei Messen und Veranstaltungen 



Öffentlichkeitsarbeit 

Pflege und fortlaufender Ausbau 

Internetauftritt und Social Media 



In Planung - 2018 

 Initialberatung und Förderprogramm Altbausanierung  

 Beratung / Begleitung von Klimaschutz-Modellprojekten   

(z.B. „Integrierte Quartierskonzepte“) – u.a. Informationsveranstaltung 

 Ausweitung Energiesparprojekt an Schulen und Kitas 

 Projekte im Handlungsfeld Mobilität – u.a. Informationsveranstaltung 

 Aktionen im Bereich nachhaltiger Konsum  

 Informationsveranstaltungen und Workshops 

 Kooperationsprojekte mit Akteuren aus der Region 

 Klimasparbuch für beide Landkreise 

 Theaterstück zum Thema Klimawandel 

 



Klimaschutzagentur  

Hildesheim-Peine gGmbH 

Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim 

Werderstraße 28, 31224 Peine 

info@ksa-hildesheim-peine.de 

www.ksa-hildesheim-peine.de 

Der Förderverein 



Gründung des Fördervereins 



Der Förderverein wächst… 

 

wachsende Mitgliederzahl aus verschiedenen 

Bereichen: 

• Ingenieurbüros 

• Wirtschaftsförderung 

• Landwirtschaft 

• Finanzsektor 

• Energieversorger und Netzbetreiber 

• Privatpersonen 

https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwiApMTfqsXXAhUKblAKHSsbDHoQjRwIBw&url=https%3A%2F%2Fwww.eccuro.com%2Fp%2F190-energie-beratungs-zentrum-hildesheim-gmbh&psig=AOvVaw1yBYlWyYe_rs5KTjDBuP4C&ust=1510998634500565
https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwiApMTfqsXXAhUKblAKHSsbDHoQjRwIBw&url=https%3A%2F%2Fwww.eccuro.com%2Fp%2F190-energie-beratungs-zentrum-hildesheim-gmbh&psig=AOvVaw1yBYlWyYe_rs5KTjDBuP4C&ust=1510998634500565


Zusammenarbeit 

Enge Zusammenarbeit, gegenseitiger Austausch und gemeinsame Projekte 
der KSA, des Fördervereins und der Gesellschafter werden angestrebt! 

Gesellschafter 

Förderverein 
Klimaschutz- 

agentur 

Umsetzung 



Fragen? 

Jederzeit gern! 

Tel: 05121-309-2777 

 

info@ksa-hildesheim-peine.de  

 
www.ksa-hildesheim-peine.de 

 

 

Klimaschutzagentur 
Hildesheim-Peine gGmbH 
 

Bischof-Janssen-Straße 31   

31134 Hildesheim 

und  

Werderstraße 28 

31224 Peine 
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Pflanzenschutzamt 

Glyphosat  

- ein Sachstandsbericht - 

Dr. Holger Kreye 



Pflanzenschutzamt 

Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 

Wirkstoffe  

Pflanzenschutzmittel 



Pflanzenschutzamt 

EU-Wirkstoffgenehmigung 1. Ein Unternehmen stellt Antrag auf Zulassung 

eines Wirkstoffes an beliebigen Mitgliedsstaat 

(bei Erneuerung/Überprüfung wird MS von der 

EU-Kommission zugewiesen)  

2. Berichterstattender MS erstellt 

Bewertungsbericht, anschließende 

Übermittlung an EFSA zur Risikobewertung 

3. In Absprache mit den anderen EU-MS führt 

EFSA ein Peer-Review des 

Bewertungsberichts durch, anschließende 

Übermittlung der Schlussfolgerungen an EU-

Kommission 

4. Auf Grundlage des EFSA-Peer Review 

unterbreitet die für das Risikomanagement 

verantwortliche EU-Kommission einen 

Vorschlag zur Genehmigung oder Ablehnung 

der Wirkstoffzulassung 

5. Aus Vertretern aller EU-Länder bestehender 

Regelungsausschuss stimmt über Vorschlag 

der EU-Kommission ab 

6. Nach Stellungnahme des Ausschusses 

verabschiedet und veröffentlicht die EU-

Kommission eine Verordnung über 

Genehmigung oder Ablehnung des Wirkstoffes 



Pflanzenschutzamt 

•  Krebserzeugend (C) 
 

• Erbgutverändernd (M) 
 

• Fortpflanzung gefährdend (R) 

– Für CMR jeweils 2 Kategorien: 

       1: Effekte beim Menschen nachgewiesen 

        2: Effekte beim Tier nachgewiesen und 
          Relevanz für den Menschen 

 

• Hormonell schädigend (ED) 

    

„Cut-off-Kriterien“ – EG 1107/2009 



Pflanzenschutzamt 

  

 

BVL 
Bundesamt für 

Verbraucherschutz und 

Lebensmittelsicherheit 

JKI 
Julius-Kühn-Institut 

 

 

Wirksamkeit, Nutzen, 

Nachhaltigkeit 

BfR 
Bundesinstitut für 

Risikobewertung 

 

Gesundheitliche Aspekte 

UBA 
Umweltbundesamt 

 

 

Naturhaushalt 
B

e
n

e
h

m
e

n
 

Nationale Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 



Pflanzenschutzamt 

Prüfung der Umweltaspektdurch das UBA 

Untersuchungen in mehrstufigen Testsystemen 

Labor: 

• Mortalität 

• Gewicht 

• Größe 

• Wachstum 

• Fortpflanzung 

• Schlupf 

• Verhalten 

• Färbung 

• Gestalt 

Freiland: 

• Abundanz 

• Biomasse 

• Verhältnis Jungtiere/Adulte 



Pflanzenschutzamt 

Untersuchungen der Auswirkungen 

auf Nichtzielorganismen 

Terrestrische: 

• Vögel, Säuger 

• Honigbienen, Hummeln 

• Insekten, Spinnentiere 

• Bodenorganismen  

• Mikroorganismen 

Gewässer: 

• Fische 

• Wirbellose 

• Algen 

• Sedimentorganismen 

Prüfung der Umweltaspektdurch das UBA 



Pflanzenschutzamt 

Risikobewertung durch das BfR 



Pflanzenschutzamt 

Zugelassenes Pflanzenschutzmittel 

Geprüftes Pflanzenschutzgerät Sachkundiger Anwender 

Bestimmungsgemäße und sachgerechte Anwendung von 

Pflanzenschutzmitteln 



Pflanzenschutzamt 

Wer darf Pflanzenschutzmittel ausbringen? 

Sachkundeverordnung 

§ 1 Nachweis der erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 

• Sachkundeprüfung 

• Berufsausbildung, Meister, Studium etc. 

• Anerkennung ausländischer Sachkundenachweise ebenfalls möglich. 

Voraussetzung Deutschkenntnisse.  

Verpflichtung zur Fortbildung in einem Zeitraum von 3 Jahren 



Pflanzenschutzamt 

Einsatzmöglichkeiten von Glyphosat  

• Stoppelanwendungen: nach der Ernte oder nach dem Wiederergrünen  

• nach Saat: vor dem Auflauf bis 5 Tage nach der Saat 

• vor der Saat 

• Sikkation / Unkrautabtötung außer Saat -und Braugetreide 

• Einzelpflanzenbehandlung / Teilflächenbehandlung 

• vor Grünlandneuansaaten 

• Weitere: Gemüse-, Obst- und Weinbau 



Pflanzenschutzamt 

Anwendungsbestimmungen für glyphosathaltige Produkte 

WA 700 : Eine Anwendung ist nur auf Teilflächen erlaubt, auf denen aufgrund von 

Unkrautdurchwuchs in lagernden Beständen oder von Zwiewuchs in lagernden oder 

stehenden Beständen eine Beerntung nicht möglich ist 

 

WA 701: Eine Anwendung ist nur auf Teilflächen erlaubt, auf denen aufgrund von 

Unkrautdurchwuchs in lagernden Beständen eine Beerntung nicht möglich ist 

 

NG 351: Mit diesen und anderen glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln dürfen 

innerhalb eines Kalenderjahres auf derselben Fläche maximal 2 Behandlungen mit 

einem Mindestabstand von 90 Tagen durchgeführt werden. Die maximale Wirkstoff-

Aufwandmenge von 3,6 kg /ha und Jahr darf dabei nicht überschritten werden. 



Pflanzenschutzamt 

Folgen eines Glyphosat-Verzichts 

Auswirkungen auf die Landwirtschaft bei vollständigem Glyphosatverbot:  

• Konservierende Bodenbearbeitung (z.B. Mulch-, Direktsaat) 

problematisch 

• Steigerung der Bodenbearbeitungsintensität 

• Erosionsproblematik / Wasserhaushalt / N-Mobilisierung 

• Resistenzmanagement erschwert 

• Verstärkter Einsatz anderer Herbizide 

• Verbot Sikkation hätte nur geringe Konsequenzen 

 



Pflanzenschutzamt 18 

Glyphosat-Metabolit AMPA 

• AMPA = Aminomethylphosphonsäure 
 

 

• AMPA entsteht durch den mikrobiellen Abbau von Glyphosat im Boden  

 

 

• AMPA wird im Boden langsamer abgebaut und stärker adsorbiert als Glyphosat 

  

 

• AMPA ist auch Bestandteil von Industriechemikalien (z.B. Tenside). Daher können 

AMPA-Funde im Gewässer nicht ausschließlich auf die Anwendung von Glyphosat 

zurückgeführt werden.  

 

 

Quelle: wikipedia.de 



Landkreis Peine
Der Landrat

Beschlussvorlage
Federführend:
Fachdienst Umwelt

Vorlagennummer:

Status:

Datum:

2018/214

öffentlich

07.02.2018

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
Ausschuss für Umwelt- und Verbraucherschutz (Vorberatung) 06.03.2018 Ö

Kreisausschuss (Entscheidung) 07.03.2018 N

Im Budget enthalten: Ja Kosten (Betrag in €): -

Mitwirkung Landrat: nein Qualifizierte Mehrheit: nein

Aussichtsturm in den "Fuhsewiesen bei Klein Ilsede"
Beschlussvorschlag:
Von der weiteren Planung bezüglich der Aufstellung eines Aussichtsturms zur Beobachtung 
von Vogelbeständen in den Fuhsewiesen bei Klein Ilsede wird Abstand genommen. 

Sachdarstellung:
Nach Beratung im AUV am 01.03.2016 und im KA am 16.03.2016 hat der Kreistag des 
Landkreises Peine am 16.03.2016 beschlossen, dass ein Aussichtsturm zur Beobachtung 
der Vogelbestände in den Fuhsewiesen bei Klein Ilsede errichtet werden soll. Im Umfeld des 
Turmes sollen außerdem zwei Infotafeln aufgestellt werden. 

Der Beschluss wurde aufgrund des Antrages „Fuhsewiesen bei Kl. Ilsede“ der Fraktion der 
SPD und Bündnis 90 / Die Grünen gefasst. Dieser Antrag hatte zum Ziel das Gebiet, 
aufgrund seiner avifaunistischen Bedeutung, für die Bevölkerung durch einen Aussichtsturm 
und einen Lehrpfad erlebbar zu gestalten. Dabei sollte ein Naturschutzverband wie z.B. der 
NABU die Betreuung übernehmen. 

Im AUV wurden der Antrag und die Beschlussvorlage (2016/014) kontrovers diskutiert. 
Unstrittig war die Bedeutung des Gebietes für die Vogelbestände (Brutvogellebensraum von 
nationaler Bedeutung). Es wurde deutlich, dass die Anlage eines mit beantragten 
Lehrpfades, mangels geeigneter vorhandener Wege, zurzeit nicht sinnvoll ist. Daher sollten 
lediglich zwei Infotafeln im näheren Umfeld über das Gebiet und die dortige Tier- und 
Pflanzenwelt informieren. 

Ein weiterer Schritt, der nach Umsetzung einer Ideenskizze des UHV Fuhse-Aue-Erse 
(Anlage eines Poldersystems mit Anbindung an die Fuhse) die Nutzung eines durch das 
Anlegen von Poldern entstandenen Wegenetzes für den Lehrpfad vorsah, wurde nicht mit 



beschlossen. Es wurde aber festgehalten, dass eine Auenentwicklung in dem Bereich und 
damit eine Anbindung an die Dynamik der Fuhse angestrebt wird. In der Diskussion wurde 
sogar die komplette Entfernung der Verwaltung an der Fuhse angeregt. 

Bei der Diskussion um den Aussichtsturm zeichneten sich unterschiedliche Auffassungen 
und wiedersprechende Ansprüche unter anderem zu einem möglichen Standort ab. 

In der Zwischenzeit hat sich eine AG aus Vertreterinnen und Vertretern der FD 21, 26 und 27 
gebildet, zu der auch der Kreisnaturschutzbeauftragte, der Kreisvorsitzende des NABU und 
der UHV Fuhse-Aue-Erse (als wesentlicher Flächeneigentümer) hinzugezogen wurden. 
Ferner wurden Gespräche insbesondere mit dem Realverband Klein Ilsede vor Ort geführt. 
Für 2018 wurden 30.000€ als Investitionskosten in den Haushalt für dieses Projekt 
eingestellt. 

Es ergibt sich zurzeit folgender Sachstand:

Standort

Die Zustimmung der Eigentümer zur Aufstellung des Turmes ist eine wichtige Voraus-
setzung. Mögliche Flächen befinden sich fast ausschließlich im Eigentum des 
Unterhaltungsverbandes Fuhse-Aue-Erse, der sukzessive Flächen in dem Gebiet zu 
Hochwasserschutzzwecken erworben hat. Unter bestimmten Bedingungen kann sich der 
UHV eine Aufstellung eines solchen Turmes auf seinen Flächen vorstellen (v.a. Abgabe der 
Verkehrssicherung durch vertragliche Vereinbarung). 

Eine geeignete Zuwegung zum Standort muss vorhanden sein. Die Wege in dem Gebiet 
gehören zum Realverband Klein Ilsede. Dieser müsste der Nutzung der Wege im 
Baugenehmigungsverfahren zustimmen (Baulasteintragung). Für die Bauphase (Nutzung 
durch Baufahrzeuge) wäre zudem ein Gestattungsvertrag erforderlich. Für ggf. entstehende 
Schäden an Wegen müssten Regelungen getroffen werden. 

Bei einem Gespräch vor Ort mit dem Realverband zeigte sich, dass dieser an einem 
Aussichtsturm grundsätzlich erstmal kein Interesse hat. Eine Zustimmung konnten die 
Vertreter des Realverbandes lediglich für die Nutzung des Weges am südöstlichen Rand des 
Gebietes in Aussicht stellen. Dieser ist mit Mineralgemisch befestigt und wird besser 
unterhalten als die feuchten Wege mitten im Gebiet. Daher reduziert sich die Auswahl 
möglicher Standorte auf Grundstücke die an diesem ortschaftsnahen Weg angrenzen. 

Ob der Weg allerdings überhaupt ausreichend dimensioniert und tragfähig für die 
Baufahrzeuge ist, ist noch nicht eindeutig geklärt. 

Der Baugrund erscheint auch unmittelbar angrenzend an den Weg, auf allen infrage 
kommenden Grundstücken, aufgrund der hoch anstehenden Grundwasserstände 
problematisch. Eine Baugrunduntersuchung (Kosten ca. 2.500€) ist jedoch noch nicht 
vorgenommen worden. Im Zuge der Baugrunduntersuchung könnte mit überprüft werden, ob 
der Weg des Realverbandes im jetzigen Zustand für die Baufahrzeuge ausreichend 
belastbar ist. 

Aufgrund der Lage im Überschwemmungsgebiet (ÜSG) der Fuhse, wären auch die Belange 
des ÜSG im Baugenehmigungsverfahren zu berücksichtigen. Abfluss und Rückhalteraum 
dürfen nicht negativ beeinträchtigt werden (Verschlechterungsverbot). Dies gilt auch für 



möglicherweise zusätzlich erforderliche Aufschüttungen für den Turm selbst und für die 
Anbindung von dem Weg zu dem Turm. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht müsste in dem Plangebiet ein Beobachtungsturm so platziert 
und konzipiert werden, dass dieser in dem Landschaftsschutzgebiet keine größere 
Störwirkung insbesondere auf die dort vorhandenen, teilweise äußerst 
störungsempfindlichen und seltenen Vogelarten hat. Auch dies spricht im Übrigen gegen 
eine Platzierung mitten im Gebiet, die bereits aufgrund mangelnder Zustimmung des 
Realverbandes ausscheidet. Ferner müsste sich der Turm möglichst unauffällig in das 
Landschaftsbild einpassen (landschaftsangepasste Bauweise). 

Nicht zuletzt aufgrund des Grundsatzes der Vermeidung unnötiger Eingriffe ist im Übrigen 
der Bedarf eines solchen Aussichtsturmes in dem Gebiet kritisch zu hinterfragen. Türme 
dieser Art werden häufig in und an Schutzgebieten aufgestellt, die aufgrund des hohen 
öffentlichen Interesses eine Besucherlenkung erfordern. Dabei sind sie so zu platzieren, 
dass keine erheblichen negativen Auswirkungen auf störungsempfindliche Arten zu erwarten 
sind. Entsprechende Gebiete sollen an ausgewählten, für den Naturschutz verträglichen 
Stellen für die breite Öffentlichkeit erlebbar gemacht werden. Andere Teile dieser Gebiete 
sollen im Gegenzug dadurch weitgehend ungestört bleiben. Bei dem verhältnismäßig kleinen 
Gebiet der Fuhsewiesen, mit relativ geringer aktueller sowie zu erwartender Besucherdichte 
und einer hohen Anzahl von unterschiedlichen, störungsempfindlichen Brutvogelarten ist das 
Erfordernis eines Aussichtsturmes zu hinterfragen. 

Kosten, Finanzierung

Im Haushalt 2018 sind 30.000€ für den Bau des Aussichtsturmes eingeplant. Unter anderem 
aufgrund des zu erwartenden schlechten Baugrundes und einer notwendigen Pfahlgründung 
ist die Kostenschätzung bei der Aufstellung erster Entwürfe auf etwa 60.000€ gestiegen. 

Fördermöglichkeiten (Bingo-Stiftung, NBank) wurden identifiziert. Zur Einreichung von 
Förderanträgen sind bereits konkrete Planunterlagen erforderlich. Ob es eine Förderzusage 
geben wird, kann zum Zeitpunkt des jetzigen Planungsstandes nicht abgesehen werden. 

Hinzu kommen laufende Kosten für die Unterhaltung. Ob die zunächst hierfür eingeplanten 
100€ pro Monat hierfür ausreichend sein werden, steht noch nicht fest. Mögliche 
Vandalismus- und umfangreichere Instandsetzungskosten sind davon auf jeden Fall nicht 
abgedeckt. 

Fazit
Aufgrund der sich abzeichnenden ungünstigen Relation von Kosten zu Nutzen wird 
empfohlen von der Weiterführung der Planung eines Aussichtsturmes in den Fuhsewiesen 
bei Klein Ilsede Abstand zu nehmen. 
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Antrag DIE LINKE vom 26.01.2018 - Verzicht auf Glyphosateinsatz -
Beschlussvorschlag:
Dem Antrag wird zugestimmt.

Sachdarstellung:
Der anliegende Antrag enthält zwei Beschlussvorschläge:

1. Künftig soll bei Verpachtung Kreiseigener Flächen in den Verträgen (Neuverträge; 
Verlängerung auslaufender Pachtverträge) ein Glyphosatverbot aufgenommen 
werden. 

2. Bei der Grünanlagenpflege sowie der Pflege von Wegen und Plätzen soll auch 
künftig auf den Einsatz von Glyphosat verzichtet werden.

Begründet wird der Antrag mit den dort genannten Studien zu diversen Risiken beim Einsatz 
von Glyphosat. Abschließend steht die Aussage, dass auch wenn Glyphosat noch nicht 
vollständig und endgültig erforscht ist, die bisherigen Erkenntnisse und Bedenken so 
gravierend seien, dass der Einsatz von Glyphosat im Entscheidungsbereich des Landkreises 
Peine unterbunden werden solle.

Glyphosat ist seit den siebziger Jahren der weltweit am häufigsten eingesetzte 
Unkrautvernichter (Totalherbizid). Seit Jahren mehren sich jedoch Hinweise, dass die 
Substanz Mensch und Tier schaden könnte. Ende November letzten Jahres hat die EU-
Kommission die Zulassung von Glyphosat nach monatelangem Streit um fünf Jahre 
verlängert. 18 von 28 EU-Ländern haben dafür gestimmt, neun dagegen, ein Land hat sich 
enthalten. Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt hatte für Aufsehen gesorgt 



indem er gegen das Votum von Bundesumweltministerin Barbara Hendricks für eine 
europaweite Neuzulassung gestimmt hat. 

Im März 2015 hatte die Internationale Agentur für Krebsforschung einen Bericht 
veröffentlicht, dem zufolge das Pflanzengift für den Menschen „wahrscheinlich 
krebserregend“ ist. Andere Institute, darunter auch das Bundesinstitut für Risikobewertung 
und die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit, stufen Glyphosat allerdings als 
nicht akut gesundheitsgefährdend ein. Im Mai 2016 war ein Fachgremium, an dem die WHO 
beteiligt war, zu dem Ergebnis gekommen, dass Glyphosat nicht krebserregend sei. 
Allerdings gibt es Vorwürfe, dass an den Bewertungen beteiligte Forscher zu einem von 
Pflanzenschutzmittelherstellern finanzierten Netzwerk gehören. Angeblich soll Glpyhosat-
Hersteller Monsanto Forscher bezahlt haben, damit diese positiv über das Herbizid urteilen. 
(www.zeit.de/thema/glyphosat) 

Aufgrund der angenommenen Krebsgefahr hat das Nds. Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz die Landwirtschaftskammer Niedersachsen im Mai 
2015 per Erlass angewiesen, bis auf Weiteres keine Genehmigungen für die Anwendung 
glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel auf Nichtkulturland (z.B. Spielflächen, Parks, 
Sportstätten) zu erteilen. Nur in begründeten Einzelfällen kann hiervon abgewichen werden. 
Die neue Landesregierung will offenbar an diesem Verfahren festhalten (vgl. 
Pressemitteilung des MU vom 14.12.2017).

Im Entwurf des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD wird unter der Überschrift 
Biodiversitätsschutz erklärt, dass der Einsatz von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln 
deutlich eingeschränkt wird, mit dem Ziel, die Anwendung „so schnell wie möglich 
grundsätzlich zu beenden“ (Zeilen 6732 ff). Der Präsident des Bundesinstituts für 
Risikobewertung (BfR), Andreas Hensel beklagt vor diesem Hintergrund eine tiefsitzende 
Angst der deutschen Gesellschaft vor Chemie. Hensel verweist auf mögliche Konsequenzen 
des von Union und SPD angestrebten Glyphosat-Ausstiegs. „Andere Wirkstoffe werden 
angewendet, die möglicherweise giftiger sind als Glyphosat“ sagt er. Zumindest werde es 
nicht automatisch mehr Insekten geben, wenn auf Glyphosat verzichtet werde. „Vielleicht 
sogar im Gegenteil“. Das BfR sieht bei fachgerechter Anwendung keine Anhaltspunkte für 
eine krebserzeugende Wirkung. (www.n-tv.de/wissen/ ). 

Der Ausschuss für Umweltschutz und Planung des Landkreises Peine hatte bereits am 
11.02.1988 beschlossen, dass auf den Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmitteln auf 
kreiseigenen Grünflächen verzichtet und bezüglich der befestigten Flächen wie Wege und 
Parkplätze nach Alternativen gesucht werden soll. 

Derzeit ist die Verwaltung der Flächen im Eigentum des Landkreises Peine nicht zentral 
organisiert, sondern liegt in der Regie der Fachdienste (21, 25, 27) und Tochter-
gesellschaften (A+B, PEG, BBg). Eine aktuelle Umfrage bei diesen Fachdiensten brachte 
folgendes Ergebnis: 

Glyphosat kommt auf den landkreiseigenen Grünflächen nicht durch die Fachdienste oder 
durch die mit der Flächenpflege Beauftragten (z.B. BBg) zum Einsatz. 

In den Pachtverträgen, der vom FD 21 verpachteten Flächen (überwiegend Grünland), sind 
in den meisten Fällen Verbote von Pflanzenschutzmitteln o.ä. mit aufgenommen, die auch 

http://www.zeit.de/thema/glyphosat
http://www.n-tv.de/wissen/


den Einsatz von Glyphosat mit unterbinden. Nur wenige Verträge enthalten hierzu keine oder 
ungenaue Bestimmungen. 

Der vorliegende Antrag wurde jedoch zum Anlass genommen, alle 23 Pächterinnen und 
Pächter anzuschreiben, m.d.B. um Bestätigung, dass Glyphosat auf den Flächen nicht zum 
Einsatz kommt. Bislang sind ausschließlich Rückmeldungen eingegangen, die bestätigen, 
dass auf Glyphosat verzichtet wird. Die laufenden Pachtverträge sind jährlich kündbar, mit 
unterschiedlichen Kündigungsfristen. Wenn dem Beschlussvorschlag zu 1). zugestimmt wird, 
müssten die Verträge ohne entsprechende Klauseln dann gekündigt und neu aufgesetzt 
werden. 
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Anfrage der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 
geplanten Transport der Lauge aus dem Atommülllager Asse in das 
Sehnder Bergwerk Friedrichshall
Sachdarstellung:

Zu der Anfrage wurden die Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE) als Betreiberin 
der Schachtanlage Asse II sowie das Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 
(LBEG) als bergrechtliche Genehmigungsbehörde beteiligt. Zuständigkeiten des Landkreises 
Peine liegen hier nicht vor. 

Die K+S Kali GmbH hatte am 28.09.2017 beim LBEG als zuständiger Genehmigungs-
behörde eine Ergänzung des Abschlussbetriebsplans für den Grubenbetrieb des 
Kalibergwerkes Bergmannssegen-Hugo bei Sehnde zur Annahme des Wassers aus der 
Asse vorgelegt, der sich aktuell im Beteiligungsverfahren befindet. Für die Abgabe der 
Zutrittslösung hatte die BGE / Asse GmbH am 13.11.2017 beim LBEG einen 
Sonderbetriebsplan eingereicht. Auch dieser Antrag befindet sich derzeit noch im 
Prüfverfahren. Bei beiden Genehmigungsverfahren handelt sich um bergrechtliche 
Betriebsplanverfahren. 

Das Kalibergwerk Bergmannssegen-Hugo ist im Sinne des Atomgesetzes weder ein 
Zwischen- noch ein Endlager, sondern ein ehemaliges Bergwerk, das derzeit mit Süß- und 
Salzwasser geflutet wird.

Zu den einzelnen Punkte der Anfrage:

1) Welche Menge an Asse-Wasser soll transportiert werden?

Bei der beantragten Entsorgung im Bergwerk Bergmannssegen Hugo / Friedrichshall 
handelt es sich um eine Backup-Option. Das bedeutet: Sie wird dann in Anspruch 
genommen, wenn der aktuelle Abnehmer der Wässer, ein Unternehmen der 
chemischen Industrie, der das Salzwasser aus der Asse weiterverarbeitet, aus 



betrieblichen Gründen die üblichen Mengen nicht abnehmen könnte, oder wenn 
plötzlich deutlich mehr Zutrittslösungen in das Bergwerk Asse II eindringen würden. 
Gesetzt den Fall, dass das gesamte derzeit zu entsorgende Zutrittswasser aus der 
Schachtanlage Asse II in das Bergwerk Bergmannssegen-Hugo gebracht werden 
würde, hätte das folgende Transporte zur Folge: Aktuell werden täglich rund 11.500 
Liter Lauge aufgefangen, die entsorgt werden müssen. Das ergibt im Schnitt alle 
sechs Wochen zwei bis drei Transporttage mit etwa sechs Lkw-Ladungen am Tag. 
Dies würde sich jedoch ändern, wenn die Zutrittsmengen deutlich ansteigen würden. 

2) Wie wird dafür gesorgt, dass mögliche Schädigungen von Mensch und Umwelt 
beispielsweise durch einen Verkehrsunfall verhindert werden?

In der Schachtanlage Asse II werden derzeit täglich rund 12,5 m³ mit Steinsalz 
gesättigtes Grundwasser (Zutrittswasser) aufgefangen, davon über 90% (rund 11,5 
m³ am Tag) an der Hauptauffangstelle auf der 658-Meter-Ebene. Diese Lösung ist 
radiologisch unbedenklich, da sie keinen Kontakt zu den radioaktiven Abfällen hatte. 
Dies wird durch Messungen vor jeder Abgabe aus dem Bergwerk nachgewiesen. Die 
Freigabe erfolgt nach §29 Strahlenschutzverordnung. 
Aus radiologischer Sicht besteht auch bei einem Verkehrsunfall aufgrund der 
nachgewiesenen Unbedenklichkeit keinerlei Gefahr für die Bevölkerung oder die 
Umwelt. Ein Unfall könnte entsprechend wie ein regulärer Verkehrsunfall durch die 
zuständigen Einsatzkräfte der Feuerwehr, aufgrund des hohen Salzgehaltes der 
Wässer evtl. unter Hinzuziehung der Gewässerschutzalarmbereitschaft abgearbeitet 
werden (z.B. Auffangen und Abpumpen der Lösung). Gesonderte 
Schutzmaßnahmen, wie etwa bei Unfällen mit Gefahrgütern (Heizöl, Benzin und 
Diesel, chemische Stoffe), müssten nicht ergriffen werden. 

3) Wurde geprüft, ob ein Transport über die Bahnstrecke möglich ist?

Für einen Transport mit der Bahn sind die Mengen nach Auskunft der BGE zu gering. 

4) Welche Auflagen gibt es für die Betreiberfirma der Grube bezüglich des Transports?

Da es sich bei den abzugebenden Zutrittswässern um keine Gefahrstoffe handelt, ist 
eine gesonderte Auszeichnung nicht vorgeschrieben. 

5) Nach welchen Kriterien wurden die vorgeschlagenen Routen von Asse nach Sehnde 
ausgewählt?

Tatsächlich steht nach Angaben der BGE noch nicht fest, welcher Anlieferweg 
gewählt werden soll. Es gibt verschiedene mögliche Routen. Die Entscheidung liegt 
in der Regel beim Transportunternehmen.  

6) Wurden Einwände der Bürgerinitiative in Sehnde berücksichtigt? Wenn ja, wie, wenn 
nein, warum nicht?

Die BGE bietet an, dass beispielsweise durch die politischen Entscheidungsträger vor 
Ort ein eigenes Messinstitut benannt werden kann, welches Kontrollmessungen 
vornimmt. Die Kosten werden dann von der BGE übernommen.



7) Für welchen Zeitraum ist die Grube Friedrichshall als Zwischenlager bzw. Endlager 
geplant? 

Es handelt sich bei dem Bergwerk Bergmannssegen Hugo / Friedrichshall um einen 
Verwertungsweg für nicht kontaminierte Zutrittslösungen und nicht um ein Zwischen- 
oder Endlager für radioaktive Abfälle. 
Derzeit (Stand: April 2017) sind rund 7,6 Millionen Kubikmeter Hohlraum im Bergwerk 
Bergmannssegen Hugo vorhanden. Die maximale tägliche Flutungsmenge ist 
technisch auf rund 12.000 Kubikmeter begrenzt. Das genaue Futungsende richtet 
sich nach den Mengen der eingeleiteten Medien. Diese bestehen im Wesentlichen 
aus Salzlösungen, die bei der Kaliproduktion anfallen. Dieses Wasser stammt von 
K+S. 
Im Übrigen gilt: Würden sämtliche der derzeit abzugebenden nicht kontaminierten 
Lösungen aus der Schachtanlage Asse II in das Bergwerk eingebracht werden, 
hätten die Lösungen aus der Asse einen Anteil von rund 0,3 % der jährlich 
eingebrachten Lösung. 
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